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 Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 8. September 2021 – 5 AZR 149/21 – 
(Pressemitteilung)  
 
Kündigt ein Arbeitnehmer sein Arbeitsverhältnis und wird er am Tag 
der Kündigung arbeitsunfähig krankgeschrieben, kann dies den 
Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung insbesondere dann 
erschüttern, wenn die bescheinigte Arbeitsunfähigkeit passgenau die 
Dauer der Kündigungsfrist umfasst. 
 
Die Klägerin war bei der Beklagten seit Ende August 2018 als 
kaufmännische Angestellte beschäftigt. Am 8. Februar 2019 kündigte die 
Klägerin das Arbeitsverhältnis zum 22. Februar 2019 und legte der 
Beklagten eine auf den 8. Februar 2019 datierte, als Erstbescheinigung 
gekennzeichnete Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vor. Die Beklagte 
verweigerte die Entgeltfortzahlung. Der Beweiswert der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung sei erschüttert, weil diese genau die 
Restlaufzeit des Arbeitsverhältnisses nach der Eigenkündigung der Klägerin 
abdecke. Die Klägerin hat demgegenüber geltend gemacht, sie sei 
ordnungsgemäß krankgeschrieben gewesen und habe vor einem Burn-Out 
gestanden. Die Vorinstanzen haben der auf Entgeltfortzahlung für die Zeit 
vom 8. Februar bis zum 22. Februar 2019 gerichteten Zahlungsklage 
stattgegeben. 
 
Die vom Senat nachträglich zugelassene Revision der Beklagten hat Erfolg. 
Die Klägerin hat die von ihr behauptete Arbeitsunfähigkeit im Streitzeitraum 
zunächst mit einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nachgewiesen. Diese 
ist das gesetzlich vorgesehene Beweismittel. Dessen Beweiswert kann der 
Arbeitgeber erschüttern, wenn er tatsächliche Umstände darlegt und ggf. 
beweist, die Anlass zu ernsthaften Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit geben. 
Gelingt das dem Arbeitgeber, muss der Arbeitnehmer substantiiert darlegen 
und beweisen, dass er arbeitsunfähig war. Der Beweis kann insbesondere 
durch Vernehmung des behandelnden Arztes nach entsprechender Befreiung 
von der Schweigepflicht erfolgen. Nach diesen Grundsätzen hat die Beklagte 
den Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung erschüttert. Die 
Koinzidenz zwischen der Kündigung vom 8. Februar zum 22. Februar 2019 
und der am 8. Februar bis zum 22. Februar 2019 bescheinigten 
Arbeitsunfähigkeit begründet einen ernsthaften Zweifel an der bescheinigten 
Arbeitsunfähigkeit. Die Klägerin ist im Prozess ihrer Darlegungslast zum 
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Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit – auch nach Hinweis des Senats – nicht 
hinreichend konkret nachgekommen. Die Klage war daher abzuweisen. 
 
Anmerkung: Es ist daher jedem Arbeitgeber im Falle von 
Eigenkündigungen des Mitarbeiters anzuraten, mögliche zeitgleich 
eingereichte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen auf deren 
Glaubwürdigkeit hin überprüfen zu lassen. Anhaltspunkte, die die 
Glaubwürdigkeit erschüttern und somit die Verpflichtung zur 
Entgeltfortzahlung beseitigen können, sind neben der Deckungsgleichheit 
von Kündigungsfrist und der Dauer der Krankschreibung auch weitere 
(zusätzliche) Umstände, wie z.B. der kündigende Mitarbeiter hat sich bereits 
bei seinen Kollegen verabschiedet oder er hat mitgeteilt, nicht mehr 
wiederzukommen.  
Sollten Sie in vergleichbaren Fällen Beratungsbedarf haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
gez. RA Harmgardt 

Nach Abmahnung: Fristlose Kündigung trotz „Rotzlappenbefreiung“ 
wirksam 
 
Ein Servicetechniker hatte einen Mund-Nasen-Schutz nicht getragen, 
obwohl der Arbeitgeber dies angeordnet hatte. Das Arbeitsgericht (ArbG) 
Köln hat die außerordentliche Kündigung für wirksam befunden, die der 
Arbeitgeber nach erfolgloser Abmahnung ausgesprochen hatte.  
 
Das war geschehen 
Der Kläger war bei der beklagten Arbeitgeberin als Servicetechniker im 
Außendienst beschäftigt. Aufgrund der Pandemie wies der Beklagte alle 
Servicetechniker an, bei Kundenkontakt eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen. Anfang Dezember 2020 weigerte sich der Kläger, einen 
Serviceauftrag bei einem Kunden durchzuführen, der auf das Tragen einer 
Maske bestand.  
 
Der Kläger reichte bei der Arbeitgeberin ein auf Blankopapier ausgestelltes 
ärztliches Attest unter dem Betreff „Rotzlappenbefreiung“ ein. Dort heißt es, 
dass es für den Kläger „aus medizinischen Gründen unzumutbar ist, eine 
nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine vergleichbare Mund-Nasen-
Bedeckung im Sinne der SARS-COV-2 
Eindämmungsmaßnahmenverordnung zu tragen“. Daraufhin erteilte die 
Arbeitgeberin dem Kläger die Weisung, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen. Sie erkenne das Attest mangels konkreter nachvollziehbarer Angaben 
nicht an, werde aber die Kosten für den medizinischen Mund-Nasen-Schutz 
übernehmen. 
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Der Kläger lehnte den Serviceauftrag weiter ab. Die Arbeitgeberin mahnte 
ihn zunächst ab. Unbeeindruckt teilte der Kläger mit, er werde den Einsatz 
auch künftig nur durchführen, wenn er keine Maske tragen müsse. Daraufhin 
kündigte die Arbeitgeberin ihm. 
 
Die Argumente des Arbeitsgerichts 
Das ArbG Köln hat dessen Kündigungsschutzklage abgewiesen. Mit seiner 
beharrlichen Weigerung, den angeordneten und vom Kunden verlangten 
Mund-Nasen-Schutz zu tragen, habe der Kläger wiederholt gegen seine 
arbeitsvertraglichen Verpflichtungen verstoßen. 
 
Das Attest rechtfertige das Verhalten des Klägers nicht: Denn zum einen sei 
das Attest nicht aktuell gewesen. Zum anderen sei es ohne konkrete 
Diagnose eines Krankheitsbilds nicht aussagekräftig, um zu rechtfertigen, 
dass der Kläger aus gesundheitlichen Gründen von der Maskenpflicht befreit 
sei. 
 
Schließlich bestünden Zweifel an der Ernsthaftigkeit der vom Kläger 
behaupteten medizinischen Einschränkungen. Denn er habe den Mund-
Nasen-Schutz als „Rotzlappen“ bezeichnet und sei dem Angebot einer 
betriebsärztlichen Untersuchung nicht nachgekommen. 
 
Gegen das Urteil ist die Berufung beim Landesarbeitsgericht (LAG) Köln 
möglich. 
 
ArbG Köln, Urteil vom 17.6.2021, 12 Ca 450/21 

Antrag auf Teilzeitbeschäftigung: Teilzeitanspruch kann während der 
Elternzeit mittels einstweiliger Verfügung durchgesetzt werden 
 
Arbeitnehmer können ihren Anspruch auf Teilzeit während der Elternzeit mit 
dem Erlass einer einstweiligen Verfügung sichern. So sieht es das 
Landesarbeitsgericht (LAG) Köln. 
 
Das war geschehen 
Die Klägerin befand sich nach der Geburt ihres Kindes seit dem 20.6.2020 
in Elternzeit, die am 24.4.2022 enden soll. Sie beantragte am 19.2.2021 ab 
dem 1.5.2021 ihre Teilzeitbeschäftigung in Elternzeit bis zum 24.4.2022 im 
Umfang von 30 Wochenstunden. Diesen Antrag lehnte die Beklagte ab. 
Begründung: Es fehle an Beschäftigungsmöglichkeiten.  
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So sah es das Landesarbeitsgericht 
Das LAG gab dem Antrag statt: Die Klägerin habe die Voraussetzungen für 
den Anspruch glaubhaft gemacht, die Arbeitszeit während der Elternzeit zu 
verringern. Der Arbeitgeber könne zwar dem Anspruch entgegentreten, etwa 
durch den Hinweis auf dringende betriebliche Gründe. Diese muss er aber 
ebenfalls glaubhaft machen. 
 
Dafür genüge es nicht, bloß zu behaupten, es bestehe keine 
Beschäftigungsmöglichkeit. Es seien vielmehr die zugrunde liegenden 
Tatsachen zu bezeichnen. 
 
Das LAG sah auch einen sog. Verfügungsgrund als gegeben an. Regelmäßig 
komme als Verfügungsgrund nur ein konkretes ideelles Interesse des 
Arbeitnehmers an seiner Beschäftigung in Betracht. Dieses habe die 
Klägerin vorliegend glaubhaft gemacht. Sie müsse bei weiterer Abwesenheit 
befürchten, dass andere Arbeitnehmer – und nicht sie – gefördert würden. 
Sie könne auf das „Abstellgleis“ geraten. 
 
Seien die Voraussetzungen einer einstweiligen Verfügung gegeben, müsse 
der Arbeitgeber den Arbeitnehmer mit der von ihm angestrebten Stundenzahl 
beschäftigen. Eine zeitliche Begrenzung der Beschäftigung, z. B. „bis zur 
Entscheidung des Arbeitsgerichts in der Hauptsache“ sei nicht vorzunehmen. 
 
Gegen die Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben. 
 
LAG Köln, Beschluss vom 4.6.2021, 5 Ta 71/21 

Lieferdienst: Fahrradlieferant kann von Arbeitgeber verlangen, dass 
ihm Fahrrad und Smartphone zur Verfügung gestellt werden 
 
Das Hessische Landesarbeitsgericht (LAG) hat über die Klage eines 
Fahrradkuriers eines Lieferdienstes entschieden. Der Auslieferer, der 
Bestellungen von Essen und Getränken bei Restaurants abholt und zu den 
Kunden bringt, hat gefordert, dass ihm für seine Tätigkeit ein Fahrrad und 
ein Smartphone zur Verfügung gestellt wird. Er sei nicht verpflichtet, sein 
eigenes Fahrrad und sein eigenes Smartphone einschließlich des 
erforderlichen Datenvolumens für die Internetnutzung zu verwenden, wenn 
er arbeite. 
 
Der Kläger hatte mit seiner Klage Erfolg, ebenso ein Kollege, der vom 
Lieferdienst nur verlangte, ihm für die Auslieferungen ein Smartphone zu 
stellen. 
 
Beide Fahrradlieferanten sind Arbeitnehmer des Lieferdienstes. In ihren 
Arbeitsverträgen ist bestimmt, dass sie während der Einsätze Ausstattung 
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(„Equipment“) des Lieferdienstes benutzen, wofür ein Pfand von 100 Euro 
einbehalten wird, wie in einem separaten Vertrag geregelt. Zu diesem 
Equipment gehören weder das Fahrrad noch ein Smartphone. Ein 
Smartphone ist notwendig, weil die App des Lieferdienstes verwendet 
werden muss. Die Fahrer sind nach dem Arbeitsvertrag verpflichtet, nur auf 
Fahrrädern in verkehrstauglichem Zustand zu fahren. Außerdem können sie 
– was nicht im Arbeitsvertrag geregelt wurde – je gearbeiteter Stunde ein 
Guthaben von 0,25 Euro für Fahrradreparaturen bei einem Vertragspartner 
ihres Arbeitgebers abrufen. 
 
Das LAG hat den Fahrradlieferanten im Berufungsverfahren Recht gegeben. 
Die Klagen waren von dem Arbeitsgericht (ArbG) Frankfurt am Main in 
erster Instanz abgewiesen worden. 
 
Die Arbeitsverträge der Fahrradlieferanten seien als Allgemeine 
Geschäftsbedingungen zu überprüfen. Die Regelung, dass Fahrrad und 
Smartphone ohne finanziellen Ausgleich selbst mitgebracht werden müssten, 
benachteilige nach der konkreten Vertragsgestaltung die Lieferfahrer 
unangemessen. Betriebsmittel und deren Kosten seien nach der gesetzlichen 
Wertung vom Arbeitgeber zu stellen. Er trage auch das Risiko, wenn diese 
nicht einsatzfähig seien. Damit müsse der Lieferdienst Fahrrad bzw. 
Smartphone zur Verfügung stellen. 
 
Die Revision zum Bundesarbeitsgericht (BAG) ist zugelassen worden. Die 
Urteile sind noch nicht rechtskräftig. 
 
LAG Hessen, Urteil vom 12.3.2021, 14 Sa 306/20 
 
 
 

 
 
Urheberrechtlicher Hinweis: 
Der Newsletter ist nur zur persönlichen Information des Empfängers und seiner Mitarbeiter bestimmt. 
Eine Weitergabe des Inhalts an Dritte ist nicht gestattet. Nachdruck, fotomechanische, elektronische oder 
sonstige Vervielfältigung, Bearbeitung, Übersetzung, Mikroverfilmung und Einspeicherung, 
Verarbeitung bzw. Wiedergabe in Datenbanken oder anderen elektronischen Medien oder Systemen ist 
– auch auszugsweise – nur nach schriftlicher Zustimmung des Verfassers erlaubt. 
 
Haftungsausschluss: 
Der Inhalt Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Haftung und Gewähr 
für die Korrektheit, Aktualität, Vollständigkeit und Qualität der Inhalte sind ausgeschlossen. Die 
Informationen stellen keine rechtliche oder steuerliche Beratung dar und begründen kein 
Beratungsverhältnis. 
 
Änderung und Abmeldung des Newsletter-Abonnements: 
Sie erhalten unseren aktuellen Newsletter regelmäßig für die von Ihnen angegebenen Rechtsgebiete 
unter der von Ihnen angegebenen E-Mail-Anschrift. Sollten Sie eine Änderung der Rechtsgebiete 
wünschen, lassen Sie uns dies bitte wissen. Wollen Sie den Newsletter nicht mehr beziehen, reicht eine 
kurze E-Mail an duesseldorf@simon-law.de aus, wir werden Sie sodann umgehend aus dem Verteiler 
entfernen. 
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